
605 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

über· die Regierungsvorlage (589 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Umsatz­
steuergesetz 1959 neuerlich abgeändert wird. 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt­
nis vom 13. Oktober 1961 den ersten, zweiten 
und dritten Satz in Z. 4 des § 4 Abs. 1 des Um­
satzsteuergesetzes 1959 in der geltenden Fassung 
als verfassungswidrig aufgehoben. Diese Auf­
hebung tritt mit 31. März 1962 in Kraft. 

Aus der Begründung des Erkenntnisses des 
VerfassungsgeridJ.tshofes ist zu folgern, daß audJ. 
der erste, zweite und dritte Satz der Z. 2 des 
§ 4 Abs. 1 des zitierten Gesetzes eine formal­
gesetzlidJ.e Delegation beinhalten, die einer 
überprüfung auf ihre Verfassungsmäßigkeit 
durdJ. den VerfassungsgeridJ.tshof nid1t stand-
halten würden. 0 

Um die Gesetzmäßigkeit der nadJ. dem 
31. März 1962 ergehenden BesdJ.eide üher offene 
Veranlagungen und Berufungen für die Kalen­
derjahre 1959 und 1960 und insbesondere der 
BesdJ.eide über die Veranlagung des Kalender­
jahres 1961 zu gewährleisten, hat die Bundes­
regierung am 6. März 1962 im Nationalrat einen 
Geset~entwurf eingebradJ.t, durdJ. weldJ.en die 
oberi erwähnten Bestimmungen des Umsatz­
steuergesetzes eine verfassungsrechtlich einwand-
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freie Neufassung erhalten sollen. Aus den 
gleidJ.en Gründen ist es aber audJ. notwendig, 
die neugefaßten Bestimmungen rückwirkend 
anzuwenden, und zwar so, wie sie bei einer 
Weitergeltung des derzeitigen Gesetzes in Kraft 
gewesen wären. 

Die Regierungsvorlage sieht schließlidJ. audl 
eine formalredJ.tlidJ.e Knderung hinsichtlid1 der 
Bescheinigung der V ora ussetzungen der Steuer­
freiheit der Blinden vor. Der sadJ.lidJ.e Inhalt 
und Umfang der bisherigen Befreiungsbestim­
mung wird dadurdJ. nicht geändert. 

Der Finanz- und Budgetaussehuß hat die Re­
gierungsvorlage in seiner ·Sitzung am 20. März 
1962 in Beratung gezogen. Bundesminister für 
Finanzen Dr. K lau s wohnte dieser Sitzung bei. 
Da der Ausschuß an der Regierungsvorlage keine 
Knderungen vorgenommen hat, wird hinsicht­
lidJ. von Einzelheiten dieser Gesetzesnovellierung 
auf die ausführlidJ.en Erläuternden Bemerkungen 
der Regierungsvorlage verwiesen. 

Der Finanz- und BudgetaussdJ.uß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(589 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 20. März 1962 

Aigner 
Obmann 
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